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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

25.02.2019 

Geschäftszahl 

Ra 2017/19/0361 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2016/19/0007 E 25. Februar 2016 VwSlg 19310 A/2016 RS 3 (hier: ohne den ersten Satz) 

Stammrechtssatz 

Die Frage der Handlungsfähigkeit und somit auch jene der Prozessfähigkeit ist nach der Rechtsprechung 
des VwGH von der Behörde als Vorfrage (iSd § 38 AVG) zu beurteilen (Hinweis E vom 13. Oktober 
2005, 2004/18/0221, mwN). Einen Mangel der Prozessfähigkeit hat sie in jeder Lage des Verfahrens von 
Amts wegen wahrzunehmen (Hinweis E vom 20. Februar 2013, 2010/11/0062). Mangelt es einem 
Adressaten einer Verfahrenshandlung (insbesondere auch eines Bescheides) in Bezug auf den 
Verfahrensgegenstand an der Prozessfähigkeit, so geht die Verfahrenshandlung insofern ins Leere, als sie 
diesem Adressaten gegenüber keinerlei Rechtswirkungen entfaltet. Die Behörde kann diesfalls 
Verfahrenshandlungen rechtswirksam nur gegenüber dem gesetzlichen Vertreter setzen. 
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